
KOMMISSION / IRLAND 

URTEIL DES GERICHTSHOFES (Sechste Kammer) 

24. Oktober 1996 * 

In der Rechtssache C-325/95 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch Carmel 
O'Reilly, Juristischer Dienst, als Bevollmächtigte; Zustellungsbevollmächtigter: 
Carlos Gómez de la Cruz, Juristischer Dienst, Centre Wagner, Luxemburg-
Kirchberg, 

Klägerin, 

gegen 

Irland, vertreten durch Chief State Solicitor Michael A. Buckley, als Bevollmäch­
tigten, Zustellungsanschrift: Irische Botschaft, 28, route d'Arlon, Luxemburg, 

Beklagter, 

wegen Feststellung, daß Irland dadurch gegen seine Verpflichtung aus den Richt­
linien 

— 91/67/EWG des Rates vom 28. Januar 1991 betreffend die tierseuchen-
rechtlichcn Vorschriften für die Vermarktung von Tieren und anderen Erzeug­
nissen der Aquakultur (ABl. L 46, S. 1), 

* Vcrfahrcnssprachc: Englisch. 
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— 91/492/EWG des Rates vom 15. Juli 1991 zur Festlegung von Hygienevor­
schriften für die Erzeugung und Vermarktung lebender Muscheln (ABl. L 268, 
S. 1), 

— 91/493/EWG des Rates vom 22. Juli 1991 zur Festlegung von Hygienevor­
schriften für die Erzeugung und die Vermarktung von Fischereierzeugnissen 
(ABl. L 268, S. 15) und 

— 92/48/EWG des Rates vom 16. Juni 1992 zur Festlegung eines Mindeststan­
dards an Hygienevorschriften für die Behandlung der Fänge an Bord bestimm­
ter Fischereifahrzeuge gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i der Richt­
linie 91/493/EWG (ABl. L 187, S. 41) 

verstoßen hat, daß es nicht die zur Durchführung dieser Richtlinien erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften erlassen hat, 

erläßt 

DER GERICHTSHOF (Sechste Kammer) 

unter Mitwirkung des Präsidenten der Vierten Kammer J. L. Murray in Wahrneh­
mung der Aufgaben des Präsidenten der Sechsten Kammer, der Richter 
C. N . Kakouris, P. J. G. Kapteyn, G. Hirsch und H. Ragnemalm (Berichterstatter), 

Generalanwalt: G. Cosmas 
Kanzler: R. Grass 

aufgrund des Berichts des Berichterstatters, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 11. Juli 
1996, 
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folgendes 

Urteil 

1 Mit Klageschrift, die am 16. Oktober 1995 bei der Kanzlei des Gerichtshofes ein­
gegangen ist, hat die Kommission der Europäischen Gemeinschaften gemäß Arti­
kel 169 EG-Vertrag Klage erhoben auf Feststellung, daß Irland dadurch gegen 
seine Verpflichtung aus den Richtlinien 

— 91/67/EWG des Rates vom 28. Januar 1991 betreffend die tierseuchen­
rechtlichen Vorschriften für die Vermarktung von Tieren und anderen Erzeug­
nissen der Aquakultur (ABl. L 46, S. 1), 

—• 91/492/EWG des Rates vom 15. Juli 1991 zur Festlegung von Hygienevor­
schriften für die Erzeugung und Vermarktung lebender Muscheln (ABl. L 268, 
S.1), 

— 91/493/EWG des Rates vom 22. Juli 1991 zur Festlegung von Hygienevor­
schriften für die Erzeugung und die Vermarktung von Fischereierzeugnissen 
(ABl. L 268, S. 15) und 

— 92/48/EWG des Rates vom 16. Juni 1992 zur Festlegung eines Mindeststan­
dards an Hygienevorschriften für die Behandlung der Fänge an Bord bestimm­
ter Fischereifahrzeuge gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i der Richt­
linie 91/493/EWG (ABl. L 187, S. 41) 

verstoßen hat, daß es nicht die zur Durchführung dieser Richtlinien erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften erlassen hat. 
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2 Aus Artikel 29 Absatz 1 der Richtlinie 91/67, Artikel 15 Absatz 1 der Richtlinie 
91/492, Artikel 18 Absatz 1 der Richtlinie 91/493 und Artikel 4 Absatz 1 der 
Richtlinie 92/498 (im folgenden: Richtlinien) ergibt sich, daß die Mitgliedstaaten 
die zur Durchführung dieser Richtlinien erforderlichen Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften vor dem 1. Januar 1993 zu erlassen hatten. 

3 Am 12. März 1993 richtete die Kommission ein Abmahnschreiben an die irische 
Regierung, da sie bis dahin keine Mitteilung über Maßnahmen zur Umsetzung der 
Richtlinien in nationales Recht erhalten hatte und sie auch, nicht über Anhalts­
punkte dafür verfügte, daß Irland etwa seinen Verpflichtungen nachgekommen 
wäre. 

4 Irland antwortete auf dieses Abmahnschreiben am 5. Juli 1993, daß Maßnahmen 
zur Umsetzung der Richtlinien in nationales Recht in Vorbereitung seien und daß 
es hoffe, daß die Richtlinien in Kürze durchgeführt seien. 

5 Da Irland ihrer Ansicht nach ihrem Abmahnschreiben nicht nachgekommen war, 
übersandte die Kommission Irland am 4. Mai 1994 eine mit Gründen versehene 
Stellungnahme, mit der sie den Mitgliedstaat aufforderte, innerhalb von zwei 
Monaten nach Zustellung dieser Stellungnahme die erforderlichen Maßnahmen zu 
erlassen, um ihren Verpflichtungen aus den Richtlinien nachzukommen. 

6 Die Kommission erhielt innerhalb der festgesetzten Frist keine Mitteilung über 
Maßnahmen zur Umsetzung der Richtlinien in nationales Recht und hat daraufhin 
die vorliegende Klage erhoben. 

7 Irland bestreitet in seiner Klagebeantwortung nicht, daß es die Richtlinien inner­
halb der festgesetzten Frist nicht in nationales Recht umgesetzt habe, trägt jedoch 
vor, daß derzeit Ministerialverordnungen zur Umsetzung der Richtlinien in 
nationales Recht ausgearbeitet würden. 
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8 Da die Richtlinien innerhalb der durch sie festgesetzten Fristen nicht in nationales 
Recht umgesetzt worden sind, ist die Klage der Kommission als begründet anzu­
sehen. 

9 Daher ist festzustellen, daß Irland dadurch gegen seine Verpflichtung aus den Arti­
keln 29 Absatz 1 der Richtlinie 91/67, 15 Absatz 1 der Richtlinie 91/492, 18 Absatz 
1 der Richtlinie 91/493 und 4 Absatz 1 der Richtlinie 92/48 verstoßen hat, daß es 
nicht innerhalb der festgesetzten Frist die zur Durchführung dieser Richtlinien 
erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften erlassen hat. 

Kosten 

10 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei zur Tra­
gung der Kosten zu verurteilen. Da Irland mit seinem Vorbringen unterlegen ist, 
sind ihm die Kosten aufzuerlegen. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF (Sechste Kammer) 

für Recht erkannt und entschieden: 

1) Irland hat dadurch gegen seine Verpflichtung aus 

— Artikel 29 Absatz 1 der Richtlinie 91/67/EWG des Rates vom 28. Januar 
1991 betreffend die tierseuchenrechtlichen Vorschriften für die Vermark­
tung von Tieren und anderen Erzeugnissen der Aquakultur, 
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— Artikel 15 Absatz 1 der Richtlinie 91/492/EWG des Rates vom 15. Juli 
1991 zur Festlegung von Hygienevorschriften für die Erzeugung und 
Vermarktung lebender Muscheln, 

— Artikel 18 Absatz 1 der Richtlinie 91/493/EWG des Rates vom 22. Juli 
1991 zur Festlegung von Hygienevorschriften für die Erzeugung und die 
Vermarktung von Fischereierzeugnissen und 

— Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 92/48/EWG des Rates vom 16. Juni 1992 
zur Festlegung eines Mindeststandards an Hygienevorschriften für die 
Behandlung der Fänge an Bord bestimmter Fischereifahrzeuge gemäß 
Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i der Richtlinie 91/493/EWG 

verstoßen, daß es nicht innerhalb der festgesetzten Frist die zur Durchfüh­
rung dieser Richtlinien erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
erlassen hat. 

2) Irland trägt die Kosten. 

Murray Kakouris Kapteyn 

Hirsch Ragnemalm 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 24. Oktober 1996. 

Der Kanzler 

R. Grass 

Der Präsident der Sechsten Kammer 

G. F. Mancini 
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